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Drucksache Nr, 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister für Arbeit Bonn, den 20. Dezember 1950 

IVbl- 1627/50 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Anfrage Nr, 144 der Fraktion der KPD 
- Nr. 1645 der Drucksachen - 
Bundes Versorgungsgesetz. 

Zu der Anfrage Nr. 144 der Fraktion der KPD - Nr. 1645 der 
Drucksachen - nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu Frage 1 : 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundes- 
versorgungsgesetz) ist in dritter Lesung vom Bundestag am 19. Ok- 
tober 1950 beschlossen worden. Tn dieser Sitzung hatte der ßundes- 
minister der Finanzen vor der dritten Lesung erklärt, daß die vom 
Bundestag in zweiter Lesung beschlossene I'assung des Gesetzes für 
das laufende Haushaltsjahr Mehrkosten gegenüber dem Regierungs- 
entwurf ln Höhe von 132,5 Millionen DM bedinge und daher der 
Zustimmung der Bundesregierung gemäß Artikel 113 des Grund- 
gesetzes bedürfe. Das Gesetz wurde mit einer entsprechenden 
Deckungsvorlage dem Bundesrat zugeleitet. Der Bundesrat hat am 
27. Oktober 1950 dem Bundesversorgungsgesetz in der vom Bundes- 
tag beschlossenen Fassung zugestimmt. Er hat auch der Deckungs- 
vorlagc, allerdings mit Abänderungen, zugestimmt, die dann dem 
Bundestag zugeleitct wurde. Am 24. November 1950 wurde das 
Bundesversorgungsgesetz der Alliierten Hohen Kommission zuge- 
stcllt, obwohl die Deckungsvorlage noch nicht erledigt war. Die 
Einspruchsfrist lief am 15. Dezember 1950 ab. 

Zu Frage 2: 

Die Einspruchsfrist ist inzwischen abgclaufen, ohne daß ein Einspruch 
erhoben worden ist. 

Zu Frage 3: 

In Ergänzung der Antworten zu Fragen 1 und 2 wird noch darauf 
hingewiesen, daß der Bundesminister für Arbeit in der 41. Sitzung 
des 26. Ausschusses des Bundestages am 12. Dezember 1950 er- 
klärt hat, die Bundesregierung habe die Weitergabe des Bundes- 
versorgungsgesetzes an die Alliierte Hohe Kommission in der Er- 
wartung der Annahme der Deckungsvorlage des Bundesministers 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



der Finanzen beschlossen und werde, da die Deckung als gesichert 
angesehen werde, das Bundesversorgungsgesetz veröffentlichen und 
damit in Kraft setzen, sobald es von der Alliierten Hohen Kommission 
zurückkomme. Nachdem die Alliierte Hohe Kommission einen Ein- 
spruch nicht erhoben hat, hat das Bundeskabinett in seiner Sitzung 
vom 19. Dezember 1950 dem Bundesversorgungsgesetz seine for- 
melle Zustimmung gemäß Artikel 113 des Grundgesetzes erteilt. 
Die Veröffentlichung des Bundesversorgungsgesetzes ist in die Wege 
geleitet. 

Zu Frage 4: 

Artikel 113 des Grundgesetzes bindet alle Minister. Im übrigen siehe 
Antwort zu Frage 3. 


Storch 



